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Vorwort

Liebe Leser und Leserinnen,

die in dieser eBroschiire behandelten Anderungen
im Kostenrecht zum 1.10.2021 sind gravierend und
es stellt sich durchaus die Frage, ob sich das Ziel des
Gesetzes ,Verbesserung des Verbraucherschutzes
im Inkassorecht® hierdurch erreichen ldsst. Da das
Gesetz sehr neu ist und einige Fragen (siehe Ziff. Il
dieser Broschiire) nicht abschlieBend beantwortet
werden kénnen, bleibt dessen Umsetzung in der
Praxis spannend. Mit dieser eBroschire mochte
ich lhnen den Einstieg in die Anderungen erleich-
tern. Aus diesem Grund finden Sie hier auch viele
Berechnungsbeispiele. Es ist davon auszugehen, dass

zu diesen Neuregelungen sicher eine Fille an Recht-
sprechung ergehen wird, insbesondere im Hinblick
auf die neuen Gebuhrensitze der Geschdftsgebuhr.
Daher ist es sinnvoll, erganzend zu dieser Broschire
die weiteren Entwicklungen im Auge zu behalten.

Ich wiinsche lhnen eine spannende Lekture.
lhre Autorin

Sabine Jungbauer
Minchen, 13.9.2021



l. Einleitung

Mit dem Gesetz zur Verbesserung des Verbraucher-
schutzes im Inkassorecht und zur Anderung weiterer
Vorschriften' hat der Gesetzgeber weitreichende Ande-
rungen im Bereich der Geschéftsgebuhr, Einigungsge-
bihr und Wertberechnung vorgenommen. Das Gesetz
tritt gemdB Art. 10 Abs. T iberwiegend am 1.10.2021 in
Kraft, mit Ausnahme u. a. des § 25 Abs. TNr. 4 RVG. Die-
ser ist bereits zum 1.1.2021 in Kraft getreten. § 25 Abs. 1
Nr. 4 RVG regelt seit dann, dass fir die Einholung von
Drittauskinften gemdB § 8021 ZPO die Wertbegrenzung
(max. 2.000 Euro) ebenso gilt wie fiir die Einholung der
Vermogensauskunft beim Schuldner selbst. Die bisher
ergangenen BGH-Entscheidungen, dass die Wertgrenze
in diesen Fallen nicht greift?, sind damit tberholt.

Der Gesetzgeber beabsichtigt mit diesem Gesetz die
Beseitigung einer Reihe von Missstdnden, so z. B. eine
unnotige Kostendopplung bei Tdtigkeit von Rechtsanwalt
und Inkassodienstleister, die Ausnutzung mangelnder
Rechtskenntnisse eines Schuldners und die nicht sach-
gerechte unterschiedliche Behandlung von Rechtsan-
wdlten und Inkassodienstleistern. Zudem wurden die
Rechte bei einem ldentitdtsdiebstahl gestdrkt und das
Verbesserungspotenzial bezogen auf die Zulassung von
Inkassodienstleistern genutzt. AuBerhalb des Inkasso-
rechts erfolgte eine Beseitigung von Unsicherheiten,
wie in Deutschland niedergelassene Rechtsanwaltinnen
und Rechtsanwadlte sowie Patentanwdltinnen und Paten-
tanwadlte nach dem Ausscheiden ihres Herkunftsstaates

1 Verkiindet im BGBI. am 22.12.2020, BGBI. |, 2020, S. 3320.
2 BGH, Beschl. v. 20.9.2018, Az.: | ZB 120/17; BGH, Beschl. v. 31.10.2018, Az.: | ZB 32/18; BGH, Beschl. v. 28.3.2019, Az.: | ZB 81/18.

Die neuen Vertretungsregelungen
seit 01.08.2021

Besuchen Sie uns auf: p=—
isar-fachseminare.de —

Immer gut informiert mit unse-
- rem kostenlosen Newsletter.
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aus der EU zu behandeln sind. Gleichzeitig verfolgt der
Gesetzgeber mit diesem Gesetz das Ziel, diverse Punkte
(inhaltlich, bzw. im Hinblick auf die Rechtsklarheit, Syste-
matik oder Rechtsférmlichkeit) in verschiedenen Geset-
zen zu verbessern (z. B. RVG, RDGEG, RDV, EuRAG,
EuPAG, ZPO, GeWO).

Mit dieser Broschirre soll tiber die anstehenden Ande-
rungen informiert und auf sich ergebende Problemfel-
der eingegangen werden. Dabei wird den Lesern und
Leserinnen empfohlen, die weiteren Entwicklungen wie
kunftige Rechtsprechung oder Gesetzesanderungen mit
zu verfolgen, da sich hierdurch die Problemfelder (hof-
fentlich) auflésen werden.

1. Neuregelung zur Geschiftsgebiihr

Die wohl gravierendste Anderung findet sich in Zukunft
in Abs. 2 der Anmerkung zu Nr. 2300 VV RVG. Die bis-
herige Anmerkung, dass eine Gebuihr von mehr als dem

Tatigkeit des Anwalts umfangreich oder schwierig war,
wird zu Abs. 1 der Anmerkung. Der neu hinzugefigte
Abs. 2 der Anmerkung enthdlt die Neuregelungen zur

1,3-fachen Satz nur gefordert werden kann, wenn die Geschéftsgebuhr.
Auszug Vergutungsverzeichnis ab 1.10.2021:
Gebuhr oder Satz
Nr. Gebuhrentatbestand der Gebuhr nach
§ 13 RVG
Abschnitt 3
Vertretung

Vorbemerkung 2.3:

(1) Im Verwaltungszwangsverfahren ist Teil 3 Abschnitt 3 Unterabschnitt 3 entsprechend anzuwenden.
(2) Dieser Abschnitt gilt nicht fir die in den Teilen 4 bis 6 geregelten Angelegenheiten.

(3) Die Geschiftsgebiihr entsteht fir das Betreiben des Geschifts einschlieBlich der Information und fiir die Mitwirkung bei der Gestaltung
eines Vertrags.

(4) Soweit wegen desselben Gegenstands eine Geschiftsgebuhr fir eine Tatigkeit im Verwaltungsverfahren entstanden ist, wird diese Gebihr
zur Halfte, bei Wertgebuhren jedoch hochstens mit einem Gebiihrensatz von 0,75, auf eine Geschaftsgebuhr fiir eine Tatigkeit im weiteren
Verwaltungsverfahren, das der Nachprifung des Verwaltungsakts dient, angerechnet. Bei einer Betragsrahmengebiihr betragt der Anrech-
nungsbetrag hochstens 207,00 €. Bei einer Wertgebuhr erfolgt die Anrechnung nach dem Wert des Gegenstands, der auch Gegenstand des
weiteren Verfahrens ist.

(5) Absatz 4 gilt entsprechend bei einer Tatigkeit im Verfahren nach der Wehrbeschwerdeordnung, wenn darauf eine Tétigkeit im Beschwer-
deverfahren oder wenn der Tatigkeit im Beschwerdeverfahren eine Tatigkeit im Verfahren der weiteren Beschwerde vor den Disziplinarvorge-
setzten folgt.

(6) Soweit wegen desselben Gegenstands eine Geschiftsgebiihr nach Nummer 2300 entstanden ist, wird diese Gebuhr zur Halfte, jedoch
hochstens mit einem Gebuhrensatz von 0,75, auf eine Geschaftsgebuhr nach Nummer 2303 angerechnet. Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend.

0.5 bis 2,5

2300 Geschiftsgebuhr, soweit in den Nummern 2302 und 2303 nichts anderes bestimmt ist ..

(1) Eine Gebuhr von mehr als 1,3 kann nur gefordert werden, wenn die Tatigkeit umfangreich oder
schwierig war.

(2) Ist Gegenstand der Tétigkeit eine Inkassodienstleistung, die eine unbestrittene Forderung betrifft,
kann eine Gebuhr von mehr als 0.9 nur gefordert werden, wenn die Inkassodienstleistung besonders
umfangreich oder besonders schwierig war. In einfachen Fillen kann nur eine Gebuhr von 0,5 gefordert
werden:; ein einfacher Fall liegt in der Regel vor, wenn die Forderung auf die erste Zahlungsaufforderung
hin beglichen wird. Der Gebuhrensatz betragt hochstens 1.3.

Die Geschidftsgebihr nach Nr. 2300 VV RVG erhidlt
damit eine neue ,Variante® in Abs. 2 der Anmerkung zu
Nr. 2300 VV RVG. Sie ist bei der Anwendung dann auch
entsprechend zu zitieren.

Anmerkung zu Nr. 2300 VV RVG Abs. 2 VV RVG:
,(2) Ist Gegenstand der Titigkeit eine Inkassodienstleistung,
die eine unbestrittene Forderung betrifft, kann eine Gebihr

von mehr als 0,9 nur gefordert werden, wenn die Inkasso-
dienstleistung besonders umfangreich oder besonders
schwierig war. In einfachen Fallen kann nur eine Gebiihr von
0,5 gefordert werden; ein einfacher Fall liegt in der Regel
vor, wenn die Forderung auf die erste Zahlungsaufforderung
hin beglichen wird. Der Geblihrensatz betrdgt héchstens 1,3."



lll.  Viele offene Fragen — Versuch einer Beantwortung

1. Offene sich ergebende Fragen

Die Neuregelung zur Geschéftsgebuhr wirft einige Fra-
gen auf, die hier nicht alle umfassend beleuchtet werden
koénnen, da sie den Rahmen dieser eBroschiire sprengen
wirden und daruber hinaus ihre Beantwortung durch
die hierzu ergehende Rechtsprechung noch abzuwarten
bleibt. Es ist wohl aufgrund der diesjahrigen Bundestags-
wahl im Herbst nicht damit zu rechnen, dass die sich
ergebenden Fragestellungen zumindest teilweise noch
durch den Gesetzgeber im Rahmen eines ,Reparaturge-
setzes” gelost werden, obwohl dies sehr wiinschenswert
wdre. Einige Fragen lassen sich allerdings gut aus der
Gesetzesbegriindung heraus beantworten. Nach meiner
Auffassung stellen sich dabei sind insbesondere folgende
Fragen:

- Betrifft das Gesetz ausschlieBlich Verbraucher?

- Was ist eine Inkassodienstleistung im gebihrenrecht-
lichen Sinn?

- Betrifft die Neuregelung lediglich ,Entgeltforderun-
gen*?

- Gelten die neuen Vorschriften ausschlieBlich bei Mas-
seninkasso?

- Wann ist von einer unbestrittenen Forderung auszu-
gehen?

- Wie wird die Geschéftsgebihr konkret bemessen?

+ Welche Vergitung wird vom Schuldner mit dem ers-
ten Aufforderungsschreiben erstattet verlangt?

2. Betrifft das Gesetz ausschlieBlich
Verbraucher?

Die Anderungen im RVG betreffen Verbraucher wie
Unternehmer gleichermaBen, da der Gesetzgeber eine
Unterscheidung nicht vorgenommen hat. Zwar zielt
schon vom Titel her das Gesetz auf den Verbraucher-

schutz, inhaltlich findet sich aber in den Anderungen
zum RVG keine Beschrankung auf Verbraucher. Lediglich
die Anderungen zu § 43d BRAO betreffen ,Privatperso-
nen®, siehe dazu auch Ziff. [X.

3. Was ist eine Inkassodienstleistung im
gebiihrenrechtlichen Sinn?

Gleich vorweg: Eine Definition, was in gebiithrenrecht-
licher Hinsicht unter diesem Begriff zu verstehen ist,
gibt es im RVG nicht. Alle Versuche, den Begriff der
Inkassodienstleistung zu definieren, kénnen sich daher
nur an bisherigen Definitionen orientieren.

Der Begriff ,Inkasso“ kommt aus dem Italienischen von
Jincassare“ und bedeutet so viel wie ,einkassieren®.

Eine Legaldefinition des Begriffs ,Inkassodienstleistung*
ergibt sich aus § 2 Abs. 2 S. TRDG:

,(2) 'Rechtsdienstleistung ist, unabhdngig vom Vorliegen der
Voraussetzungen des Absatzes 1, die Einziehung fremder
oder zum Zweck der Einziehung auf fremde Rechnung abge-
tretener Forderungen, wenn die Forderungseinziehung als
eigenstdndiges Geschéft betrieben wird, einschlieBlich der
auf die Einziehung bezogenen rechtlichen Priifung und
Beratung’ (Inkassodienstleistung). ...“

So dann auch Weyland/Kilimann* zum Begriff der
Inkassodienstleistung:

,Inkassodienstleistung eines Rechtsanwalts ist jede auf Ein-
ziehung fremder oder zum Zweck der Einziehung auf fremde
Rechnung abgetretener Forderungen gerichtete Tatigkeit.”

Teilweise wird angenommen, dass eine Inkassodienstleis-
tung nur eine rein auBergerichtliche Tatigkeit sein kann.?

Fettgedruckt durch die Verfasserin des Skripts: Dieser Halbsatz wurde zum 1.10.2021 eingefligt durch Gesetz zur Férderung verbrauchergerechter

Angebote im Rechtsdienstleistungsmarkt v. 10.8.2021 BGBI. | S. 3415.

4 BRAO, 10. Aufl. 2020, § 43d, Rn. 11.
LG Miinchen I, Endurt. v. 7.2.2020, Az.: 37 O 18934/17, EuZW 2020, 279, Rn. 119.
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Auch das LG Miinchen [® definiert die Inkassodienstleis-
tung wie in § 2 S. TRDG.

Fraglich ist daher m. E., ob die anwaltliche Inkassodienst-
leistung das umfasst, was einem nichtanwaltlichen Inkas-
sodienstleister erlaubt ist, und eine Abgrenzung derart
erfolgen kann, dass dort, wo die Inkassobefugnis des
Inkassodienstleisters aufhért, auch die Inkassodienst-
leistung i. S. d. RVG nicht mehr gegeben ist. Ob diese
Abgrenzung jedoch tatsdchlich gezogen werden kann,
begegnet durchaus verfassungsrechtlichen Bedenken,
da der Beruf des Rechtsanwalts nun einmal nicht mit
einem klassischen Inkassodienstleistungsbetrieb vergli-
chen werden kann. Der BGH hat in seiner vielbeachteten
Entscheidung zu ,wenigermiete.de® in seinen Leitsdt-
zen drei und vier ausgefihrt, dass eine Uberschreitung
der Inkassodienstleistungsbefugnis nach § 10 Abs. 15.1
Nr. 1 RDG die Nichtigkeit des Vertrags zur Folge hat
und regelmaBig dann von einer Nichtigkeit auszugehen
ist, ,wenn der registrierte Inkassodienstleister Tatigkeiten
vornimmt, die von vorneherein nicht auf eine Forderungs-
einziehung i. S. d. § 2 Abs. 2 S. 1 RDG, sondern etwa auf
die Abwehr von Anspriichen gerichtet sind, oder eine iber
den erforderlichen Zusammenhang mit der Forderungsein-
ziehung hinausgehende Rechtsberatung zum Gegenstand hat,
oder wenn das ,Geschdftsmodell* des Inkassodienstleisters
zu einer Kollision mit den Interessen seines Auftraggebers
fuhre.*

Klassische Fille fiir Inkassodienstleistungen sind nach
meiner Auffassung z. B. die Geltendmachung von For-
derungen aus

- Energieliefervertrdgen

- Telekommunikationsdienstleistungsvertrdgen

+ Versandhandelsgeschiften

- Handwerkerleistungen

- drztlichen Behandlungsvertrédgen

- Leasingvertrigen (hier z. B.: Geltendmachung offener
Leasingraten) etc.

Um diese eBroschire nicht mit Abgrenzungsschwie-
rigkeiten zu belasten, orientieren sich die Beispie-
le in dieser eBroschire an einer solchen klassischen
Inkassodienstleistung.

4. Betrifft die Neuregelung lediglich
»Entgeltforderungen?

Nach meiner Auffassung sind von einer Inkassodienst-
leistung lediglich Geldforderungen betroffen, nicht aber
zwingend Entgeltforderungen, da sich solches nicht aus
dem Gesetz ablesen ldsst. Die Geltendmachung einer
offenen Handwerkerrechnung (= Entgeltforderung)
durfte sicher in den Bereich der Inkassodienstleistung
fallen. Wird jedoch Schadensersatz eines Verletzten aus
§8 823 Abs. 1, 249 Abs. 2 BGB geltend gemacht, han-
delt es sich zwar um eine Geldforderung, nicht aber
um eine Entgeltforderung. Ebenso kann der Pflichtteil-
sanspruch eines Pflichtteilsberechtigten eine Geldfor-
derung sein, er ist aber nie Entgeltforderung. Es bleibt
in der Praxis abzuwarten, wie die Rechtsprechung diese
Thematik noch mit Leben fillen wird und mit welchen
Rechtsgebieten schlieBlich ggf. auch erstattungspflichtige
Versicherer oder andere Beteiligte versuchen werden,
Kosten fur geltend gemachte Forderungen bei fehlen-
dem Bestreiten auf die Geschéftsgebuhr nach Abs. 2 der
Anmerkung zu Nr. 2300 VV RVG zu ,deckeln®.

Zu prufen ist dartber hinaus aber immer gesondert,
ob die geltend gemachte Forderung bestritten wurde,
oder nicht.

5. Gelten die neuen Vorschriften
ausschlieBlich bei ,,Masseninkasso“?

Die Geschidftsgebihr nach Abs. 2 der Anmerkung zu
Nr. 2300 VV RVG ist nicht nur dann anzusetzen, wenn
von einem sog. Masseninkasso ausgegangen werden
kann. Hier widre grundsdtzlich auch schwierig, zwischen
einem sog. ,Masseninkasso“ und sonstigen Inkassofdllen
zu unterscheiden, da nirgendwo definiert ist, ab welcher
Anzahl an Aufforderungsschreiben/Beitreibungsmanda-

7 LG Minchen I, a.a.O., Rn. 106.
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ten von einem sog. Masseninkasso ausgegangen werden
kann. Zudem wird es schwierig sein, einem Schuldner zu
vermitteln, warum nun ausgerechnet er ,Pech® hat und
von einer Kanzlei gemahnt wird, die kein Masseninkasso
macht (= ,normale* Geschiftsgebuhr), oder aber von
einer Kanzlei, die im Masseninkasso tatig ist (= deutlich
niedrigere Geschéftsgebuhr nach Abs. 2 der Anmerkung
zu Nr. 2300 VV RVG). Der Schuldner hat ja grundsdtz-
lich keinen Einfluss darauf, welche Kanzlei bzw. welches
Inkassounternehmen beauftragt wird, und wére dann mit
hoheren Gebiihren konfrontiert, wenn der Einzelanwalt
mit selteneren Mahnungen bei ihm die Anmahnung vor-
nimmt. Der Gesetzgeber fihrt hierzu aus:

,Eine in der Diskussion um eine angemessene Inkassover-
gutung teilweise vorgeschlagene Unterscheidung zwischen
Fillen des sogenannten ,Masseninkassos* und sonstiger
Inkassofdlle erscheint dagegen nicht angemessen. Zundchst
ware nur schwierig zu definieren, ab wann eine Inkassotétig-
keit ein ,Masseninkasso“ darstellt, zumal wie dargelegt die
meisten im Inkassobereich Tdtigen mittlerweile in mehr oder
minder grofem Umfang Automatisierungen nutzen. Eine sol-
che Unterscheidung ware auch nur schwer mit der gebiihren-
rechtlichen Systematik des RVG vereinbar. Vor allem aber
ware auch den Schuldnern nicht zu vermitteln, warum sie je
nachdem, ob ihr Gldubiger viele oder wenige gleichartige
Forderungen einzuziehen hat oder er ein kleines oder grofes
Inkassounternehmen beauftragt, unterschiedliche Betrdge
zahlen sollten. Schlieflich wdren die Abrechnungen fir die
Schuldner auch kaum Uberpriifbar, da fir sie kaum erkenn-
bar ist, ob die Forderung im Rahmen eines Masseninkassos
eingetrieben wird.*®

BT-Drs. 19/20348 v. 24.6.2020 — zu: A 2.1. a) dd), S. 24.

BT-Drs. 19/20348 v. 24.6.2020 — zur Anderung der Nr. 2300 S. 64, 2. Absatz.

6. Zum Thema ,unbestrittene Forderung*

a) Wann ist von einer unbestrittenen
Forderung auszugehen?

Der Gesetzgeber fihrt selbst zu dieser Frage wie folgt
aus?’

,Wie bereits in der Begrindung zu § 13c Absatz 1 RDG-E™
ausgefiihrt setzt ein Bestreiten ein aktives Tun des Schuld-
ners voraus. Dies muss in aller Regel auch auf die konkrete
Forderung bezogen gewesen sein. Es erscheint allerdings
nicht ausgeschlossen, dass ein Schuldner gegeniiber einem
Glaubiger eine bestimmte Art gegen ihn erhobener Forde-
rungen generell bestreitet.

Da nach dieser Gesetzesbegriindung ein Bestreiten ein
aktives Tun des Schuldners voraussetzt, ist weiterhin von
einer unbestrittenen Forderung auszugehen, solange
der Schuldner sich zu der geltend gemachten Forderung
nicht duBert.

Hierzu der Gesetzgeber:

,Selbst wenn ein Schuldner mehrfach an seine Verpflichtun-
gen erinnert wurde, kann allein aus einer fehlenden Reaktion
nicht darauf geschlossen werden, dass er die Forderung nicht
anerkennt.“"

b) Teilweises Bestreiten der Forderung

Erst wenn der Schuldner Einwendungen gegen die gel-
tend gemachte Forderung erhebt, ist somit von einer
bestrittenen Forderung auszugehen. Dabei stellt sich
jedoch die Frage, wie die Sach- und Rechtslage zu bewer-
ten ist, wenn das Bestreiten nur teilweise erfolgt, der
Schuldner z. B. nur einen Teil der Gesamthauptforderung
bestreitet, den anderen Teil aber nicht.

Hinweis: Durch das Gesetz zur Forderung verbrauchergerechter Angebote im Rechtsdienstleistungsmarkt v. 10.8.2021 BGBI. | S. 3415 wurde zum

1.10.2021 aus & 13c RDG der § 13f RDG.

BT-Drs. 19/20348 v. 24.6.2020 — zu § 13c RDG-E, zu Abs. 1S. 52, 2. Absatz (Hinweis: § 13¢c wurde zum 1.10.2021 zu § 13f).



Der Fall:

Rechtsanwalt H macht auftragsgemaB zwei Anspriiche
eines Gldubigers gegeniiber einem Schuldner im Rahmen
einer Inkassodienstleistung geltend. Anspruch A'i. H. v.
5.000 Euro und Anspruch B i. H. v. 7.000 Euro, d. h. ins-
gesamt 12.000 Euro. Der Schuldner hat gegeniber dem
Auftraggeber die Forderung in Hohe von 7.000 Euro
bereits bestritten, die Forderung in Hohe von 5.000
Euro hat er nicht bestritten. Wie ist nun abzurechnen?

Es ergeben sich drei denkbare (diskussionswiirdige)
Losungen:

1. Lésungsvorschlag:

Anfall einer einheitlichen ,reguldren® Geschdftsgebuhr
aus 12.000 Euro

Gegenstandswert 12.000 €

1,3 Geschiftsgebuhr, Nr. 2300 VV RVG € 865,80
PT-Pauschale, Nr. 7002 VV RVG € 20,00
Zwischensumme € 885,80
19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG € 168,30
Summe € 1.054,10

2. Losungsvorschlag:

Anfall von zwei getrennt abzurechnenden gebih-
renrechtlichen Angelegenheiten mit jeweils eigener
Geschiftsgebuhr (,regular® und ,neu*)

1. Angelegenheit: (bestrittene Forderung)

Gegenstandswert: 7.000 €

1,3 Geschiftsgebuhr, Nr. 2300 VV RVG € 579,80
PT-Pauschale, Nr. 7002 VV RVG € 20,00
Zwischensumme € 599,80
19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG € 11396
Summe € 713,76
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plus gesondert abzurechnen:
2. Angelegenheit: (unbestrittene Forderung)

Gegenstandswert 5.000 €
0,5 Geschiftsgebihr,

Abs. 2 der Anm. zu Nr. 2300 VV RVG € 167,00
PT-Pauschale, Nr. 7002 VV RVG € 20,00
Zwischensumme € 187,00
19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG € 35,53
Summe € 222,53
Summe beider gebuhrenrechtlicher

Angelegenheiten € 936,29

3. Lésungsvorschlag:

Anfall einer einzigen gebuhrenrechtlichen Angelegenheit
mit unterschiedlichen Gebuhrensdtzen und Anwendung
des 8 15 Abs. 3 RVG

Gegenstandswert: 12.000 €
1,3 Geschéftsgebihr,

Nr. 2300 VV RVG aus 7.000 € € 579,80
0,5 Geschiftsgebihr,

Abs. 2 der Anm. zu Nr. 2300 VV RVG

aus 5.000 € 167,00
Summe € 746,80
§ 15 Abs. 3 RVG:

max. 1,3 Geschdftsgebihr aus 12.000 €
(= 865.80 €):

hier keine Kirzung

PT-Pauschale, Nr. 7002 VV RVG

a

€ 20,00
Zwischensumme € 766,80
19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG € 145,69
Summe € 912,49
Der Gesetzgeber duBert sich in der Gesetzesbegriindung
wie folgt (Fettdruck durch die Verfasserin):?

»Auch wenn wie dargestellt im Fall einer bestrittenen Forde-
rung weiterhin der ubliche Gebiihrenrahmen der Nummer



2300 VV RVG anzuwenden ist, so wird die Neuregelung
insbesondere auch im Fall des berechtigten Bestreitens
eines Teils der Forderung Auswirkungen auf die Héhe
der erstattungsfahigen Kosten mit sich bringen. Denn in
Anlehnung daran, dass bei berechtigt bestrittenen Forderun-
gen lberhaupt kein Anspruch auf Schadensersatz besteht,
kann die Tatsache, dass beispielsweise bei einer unbestrit-
tenen Hauptforderung Zinsen oder bestimmte Inkassokos-
ten berechtigt bestritten werden, nicht zu einem hdheren
Erstattungsanspruch fihren.”

Hieraus ldsst sich m. E. entnehmen, dass zwar bei berech-
tigtem Bestreiten eines Teils der Forderung (z. B. Zinsen
oder Kosten) die Geschidftsgebihr nach Nr. 2300 VV
RVG entsteht, jedoch im Verhdltnis zwischen Glaubi-
ger und Schuldner lediglich eine Geschdftsgebihr nach
Abs. 2 der Anm. zu Nr. 2300 VV RVG erstattungsfihig
ist. Dies bedeutet wiederum, dass der Gesetzgeber wohl
nur vom Anfall einer einzigen Geschaftsgebihr (entwe-
der — oder) ausgeht, zumindest wenn das Bestreiten
lediglich Nebenforderungen betrifft. Folgt man den
Ausfihrungen des Gesetzgebers in der Gesetzesbe-
grundung, ware der erste Losungsvorschlag richtig, ggf.
ware der Gebuhrensatz der Geschaftsgebuhr gemadB § 14
Abs. 1RVG entsprechend anzupassen, wenn das Bestrei-
ten nur eines Teils (der ggf. nicht einmal werterhohend
wirkt) berechtigt ware.

Wie wire die Sache zu bewerten, wenn ein Teil der
Hauptforderung (z. B. weil zu hoch) bestritten wird?
Hier ergibt sich m. E. keine andere Sach- und Rechtslage
gegeniiber dem zuvor dargestellten Fall. Ob dies aber
auch gilt, wenn mehrere Hauptforderungen gegen-
uber demselben Schuldner geltend gemacht werden
und bereits eine dieser Forderungen gegeniiber dem
Auftraggeber/Glaubiger bestritten wurden, eine andere
aber nicht?

Es bleibt abzuwarten, wie die Rechtsprechung sich ent-
wickeln wird. M. E. spricht bei Bestreiten eines Teils einer
(1) Hauptforderung viel fur den Losungsvorschlag 1, da
das Bestreiten auch eines Teils der Hauptforderung bei
der reguldren Geschaftsgebuhr tber den Gebuhrensatz

reguliert werden kann. Allerdings spricht bei Bestrei-
ten einer (gesamten) Hauptforderung, wenn mehre-
re eigenstandige Hauptforderungen geltend gemacht
werden, auch einiges fur den Losungsansatz 2 (zwei
getrennt abzurechnende Angelegenheiten). In dersel-
ben Angelegenheit kann der Anwalt die Gebuhren nur
einmal fordern, § 15 Abs. 2 RVG. Mehrere Gegenstdnde
(Streitgegenstinde) in derselben Angelegenheit werden
addiert, § 22 Abs. 1 RVG. Der oben beschriebene Fall
ist vom Gesetzgeber im RVG (z. B. in § 16 RVG) nicht
geregelt, sodass auf die Rechtsprechung des BGH zur
grundsdtzlichen Frage, wann eine und wann mehrere
gebuhrenrechtliche Angelegenheiten vorliegen, zurick-
gegriffen werden muss. Dieselbe Angelegenheit liegt
dann vor, wenn ein einheitlicher Auftrag erteilt wur-
de, ein innerer Zusammenhang besteht und derselbe
Tatigkeitsrahmen eingehalten wird. Letzteres ist fraglich.
Ob die auBergerichtliche Geltendmachung einer bereits
beim Auftraggeber bestrittenen Forderung neben einer
dem Auftraggeber gegenuber bisher unbestrittenen
Forderung gegeniiber demselben Schuldner denselben
Tatigkeitsrahmen darstellt, wurde bisher meines Wissens
noch nicht von der Rechtsprechung entschieden.

¢) Zeitpunkt des Bestreitens der Forderung

Der Zeitpunkt des Bestreitens der Forderung kann Aus-
wirkungen auf den Ansatz der korrekten Geschéftsge-
bihr haben.

Fall 1:

Der Schuldner bestreitet die Forderung gegenuber
dem Auftraggeber nicht, der Anwalt mahnt; bis hier-
hin liegt eine unbestrittene Forderung vor. Es entsteht
die Geschidftsgebuhr nach Abs. 2 der Anmerkung zu
Nr. 2300 VV RVG. Bestreitet der Schuldner nach Erhalt
der Mahnung, liegt ab jetzt eine bestrittene Forde-
rung vor, sodass die ,regulare® Geschaftsgebuhr nach
Nr. 2300 VV RVG (Gebuihrensatz 0,5 bis 2,5) entsteht,
sofern der Anwalt seine auBergerichtliche Tatigkeit fort-
setzt. Es fallen aber keine zwei Geschiftsgebihren (und
keine zwei PTP nach Nr. 7002) an. Dass der Gesetzgeber



mit keinem Wort in seiner Gesetzesbegriindung auf eine
dann erforderliche Anrechnung gemdB Vorbemerkung
2.3 Abs. 4 VV RVG eingegangen ist, spricht dafur, dass
es sich nicht um zwei gebUlhrenrechtliche Angelegen-
heiten Uber dieselbe Forderung handelt, wenn zuerst
die Geschdftsgebihr nach Abs. 2 der Anmerkung zu
Nr. 2300 VV RVG entsteht und sodann eine solche nach
Nr. 2300 VV RVG. M. E. verhdlt es sich hier ahnlich wie
bei der 0,5 und 1,2 Terminsgebihr bei zuerst ergange-
nem Versdaumnisurteil und anschlieBender mundlicher
Verhandlung nach fristgerechtem Einspruch. Abs. 2 der
Anmerkung zu Nr. 2300 VV RVG ist also vielmehr eine
~Ausschlussgebiihr®, die dann entsteht, wenn das ,pas-
siert", was dort geregelt ist; geschieht ,mehr*, fillt die
Lreguldre” Geschaftsgebuhr an.

Fall 2:

Der Schuldner bestreitet gegeniuber dem Auftraggeber
nicht und der Rechtsanwalt mahnt. Bis hierhin liegt eine
unbestrittene Forderung vor. Es entsteht die Geschéfts-
gebiihr nach Abs. 2 der Anmerkung zu Nr. 2300 VV RVG.
Die gesetzte Frist verstreicht ohne Reaktion des Schuld-
ners. Auch hier ist nach dem Willen des Gesetzgebers
noch von einer unbestrittenen Forderung auszugehen.
Klage oder Mahnbescheid folgen. Nach Zustellung der
Klage bzw. des Mahnbescheids bestreitet der Schuldner
das Bestehen der Forderung. M. E. kann nun nicht riick-
wirkend fur die zundchst unbestrittene Forderung die
Geschaftsgebuhr nach Nr. 2300 VV RVG ausgel6st wer-
den, da die Vergutung fiir die auBergerichtliche Tatigkeit
bereits fdllig geworden ist i. S. d. § 8 RVG und zum Zeit-
punkt der Fdlligkeit eben gerade kein Bestreiten erfolgt
war. Es kann sich also m. E. durch ein Bestreiten nach
Falligkeit der Geschdftsgebihr diese nicht vom Wechsel
der Geschaftsgebiihr nach Abs. 2 der Anmerkung zu
Nr. 2300 VV RVG zu einer ,reguldaren” Geschaftsgebuhr
nach Nr. 2300 VV RVG erhohen.

Fall 3:

Bestreitet der Schuldner zundchst gegeniiber dem Auf-
traggeber das Bestehen der Forderung und wird der
Rechtsanwalt auftragsgemdB tdtig, bezogen auf die
bestrittene Forderung ein Aufforderungsschreiben an
den Schuldner zu richten, und ldsst der Schuldner dann
die Einwendungen aufgrund der Tétigkeit des Rechtsan-
walts fallen, liegt m. E. kein Anfall der Geschaftsgebuhr
nach Abs. 2 der Anmerkung zu Nr. 2300 VV RVG vor.
Es entsteht vielmehr sogleich die ,reguldre Geschéfts-
gebuhr nach Nr. 2300 VV RVG, wenn der Anwalt in
seinem Aufforderungsschreiben auf das Bestreiten des
Schuldners Bezug genommen hat. Dass hinsichtlich des
Bestreitens eine Tatigkeit des Anwalts entfaltet werden
muss (oder zumindest bei vorzeitiger Erledigung der
Auftrag auf ein Tatigwerden des Anwalts hinsichtlich
des Bestreitens), lasst sich den allgemeinen Regeln des
Gebuhrenrechts entnehmen — wo kein Auftrag, da keine
Gebuhr.

7. Bemessung der Geschiaftsgebiihr nach
Abs. 2 der Anmerkung zu Nr. 2300 VV RVG

§ 14 Abs. 1 RVG gilt auch bei der Bemessung der
Geschéftsgebihr nach Abs. 2 der Anmerkung zu
Nr. 2300 VV RVG. Damit spielen grundsétzlich folgende
Kriterien eine Rolle:

- Umstdnde des Einzelfalls,

- Ermessen des Rechtsanwalts,

- Umfang der anwaltlichen Tdtigkeit,

- Schwierigkeit der anwaltlichen Tatigkeit,

- Bedeutung der Angelegenheit fiir den Auftraggeber,
- und wirtschaftliche Verhaltnisse des Auftraggebers,

da es sich auch bei dieser Geschéftsgebiihr um eine Rah-
mengebuhr handelt.

Die Geschidftsgebihr nach Abs. 2 der Anmerkung zu
Nr. 2300 VV RVG beinhaltet drei Gebiihrensidtze, inner-
halb derer die Geschdftsgebihr zu bemessen ist:



- Geschaftsgebuhr fir einen einfachen Fall = 0,5

+ Geschaftsgebihr mehr als 0,9 nur, wenn die Inkasso-
dienstleistung besonders umfangreich oder besonders
schwierig war

- Hochstgebihrensatz der Geschaftsgebuhr: 1,3

Innerhalb dieses neuen Rahmens (0,5 bis 1,3) und der
neuen 0,9 Gebuhr muss der Rechtsanwalt die Gebihr
bemessen. Der Gesetzgeber selbst gibt dabei vor, dass
ein einfacher Fall, der eine Gebuhr von 0,5 auslést, in der
Regel dann vorliegt, wenn die Forderung auf die erste
Zahlungsaufforderung hin beglichen wird.

Fur die Bemessung einer hdheren Geschéftsgebiihr kdn-
nen Ansatzpunkte sein:

- Telefonate mit dem Schuldner,

- Zahlungsvereinbarung (umfangreich, schwierig),

- Dauer der Uberwachung von Zahlungsvereinbarungen,

- Notwendigkeit, den Aufenthaltsort des untergetauch-
ten Schuldners erst ermitteln zu mussen.

Keine Relevanz hat bei der Bemessung der Geschéfts-
gebuhr ein etwaiger Streit Uber die Forderung, da die-
ser dazu fihrt, dass die reguldre Geschaftsgebuhr nach
Nr. 2300 VV RVG (0,5 bis 2,5) entsteht.
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Besonders bedauerlich ist, dass der Gesetzgeber die
Begriffe ,besonders umfangreich® und ,besonders
schwierig® verwendet hat. Zum einen widerspricht dies
dem Wortlaut der klassischen Regelgebihr in Hohe
von 1,3, die dann Uberschritten werden darf, wenn die
Tatigkeit des Anwalts umfangreich oder schwierig war,
ohne auf einen besonderen Umfang oder eine beson-
dere Schwierigkeit abzustellen. Zudem sind die Begriffe
,besonders umfangreich“ und ,besonders schwierig*
bekannt fir die Bemessung der Pauschgebuhren (8§ 51,
42 RVG) in Strafsachen. Die hierzu ergangene Recht-
sprechung ist vielfdltig, sodass auch hier zu befiirchten
steht, dass der Gesetzgeber mit dieser problematischen
Formulierung die Gerichte noch ausgiebig beschifti-
gen wird. Die im Strafrecht ergangene Rechtsprechung
durfte m. E. aber auf die Geschaftsgebuhr fir Inkasso-
dienstleistungen fur unbestrittene Forderungen nicht
zur Anwendung kommen, auch nicht analog, da es sich
hier um ein vollig anderes Rechtsgebiet handelt.

Gemessen werden muss die Geschaftsgebihr immer
an einer Inkassodienstleistung®, nicht an anderen Tatig-
keiten. Dabei stellt sich naturlich die Frage, was eine
durchschnittliche Inkassodienstleistung ist.
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IV. Neuer Wertdeckel fur auBergerichtliche Inkassodienstleistungen

Um die Kosten bei sehr geringen Forderungen fir den
Schuldner méglichst niedrig zu halten, hat der Gesetz-
geber sich entschieden, in § 13 RVG einen neuen Abs. 2
einzufligen wie folgt:

,(2) Bei der Geschiftsgebiihr fir eine auBergerichtliche
Inkassodienstleistung, die eine unbestrittene Forderung
betrifft (Absatz 2 der Anmerkung zu Nummer 2300 des Ver-
gltungsverzeichnisses), betrigt bei einem Gegenstandswert
bis 50 Euro die Gebiihr abweichend von Absatz 1 Satz 130
Euro.*

Ausgehend davon, dass es sich moglicherweise bei dem
Aufforderungsschreiben um einen einfachen Fall han-
delt, durfte der Rechtsanwalt dann bei einer Forderung
z. B. in Hohe von 45 Euro eine Gebuhr in Hohe von
15 Euro abrechnen. Dieser massiven Deckelung, die in

keinem Fall dem Arbeitsaufwand des Anwalts gerecht
wird, steht die Anhebung der Mindestgebuhr fur einen
Mahnbescheid bei den Gerichtskosten von 32 Euro auf
36 Euro entgegen. Man kann sich des Eindrucks nicht
erwehren, dass der Gesetzgeber mit zweierlei Maf3
misst. Beachtlich ist dabei, dass in & 13 Abs. 2 RVG auf
eine ,auBergerichtliche® Inkassodienstleistung abgestellt
wird, wobei sich bereits aus der Vergitungsverzeich-
nisnummer 2300 ergibt, dass diese nur fur eine aufer-
gerichtliche Vertretung anfallen kann. Der Wertdeckel
kommt also nur dann zum Tragen, wenn die Geschéfts-
gebihr nach Abs. 2 der Anmerkung zu Nr. 2300 VV RVG
zur Anwendung kommt. Wird die Forderung bestritten,
und kann der Rechtsanwalt die reguldre Geschaftsgebuhr
nach Nr. 2300 VV RVG abrechnen, greift der Wertdeckel
nicht und die Gebihr wiirde bei einem Wert bis 500
Euro 49 Euro betragen.

== rvg-tabelle.de

Auf rvg-tabelle.de finden Sie die neue RVG-Tabelle 2021
sowie weitere aktuelle Gebiihrentabellen
rund um das Rechtsanwaltsvergiitungsgesetz.

Hier die neuen RVG-Tabellen downloaden
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1. Anderung zur reguliren Einigungsgebiihr 2. Einigungsgebiihr fiir
Zahlungsvereinbarungen

In der reguldren Einigungsgebuhr nach Nr. 1000 VV RVG

wird Abs. TS. 1 wie folgt gefasst: Der Gesetzgeber dndert in Nr. 1000 Nr. 2 VV RVG wie
nachstehend dargestellt:

,Die Gebihr nach Nummer 1 entsteht nicht, wenn der

Hauptanspruch anerkannt oder wenn auf ihn verzichtet

wird.“"

Einigungsgebiihr ab 1.10.2021:

Gebihr oder Satz
Nr. Gebihrentatbestand der Gebihr nach
§ 13 RVG

,1000 | Einigungsgebuhr fir die Mitwirkung beim Abschluss eines Vertrags
1. durch den der Streit oder die Ungewissheit ber ein Rechtsverhdltnis beseitigt wird .. - 1.5
2. durch den die Erfullung des Anspruchs geregelt wird bei gleichzeitigem vorldufigem VerZ|cht
auf seine gerichtliche Geltendmachung oder, wenn bereits ein zur Zwangsvollstreckung geeig-
neter Titel vorliegt, bei gleichzeitigem vorlaufigem Verzicht auf VollstreckungsmaBnahmen
(Zahlungsvereinbarung) ... 0,7¢

(1) Die Gebuhr nach Nummer 1 entsteht nicht, wenn der Hauptanspruch anerkannt oder wenn
auf ihn verzichtet wird. Im Privatklageverfahren ist Nummer 4147 anzuwenden.

(2) Die Gebiihr entsteht auch fiir die Mitwirkung bei Vertragsverhandlungen, es sei denn, dass
diese fir den Abschluss des Vertrags im Sinne dieser Vorschrift nicht ursdchlich war.

(3) Fur die Mitwirkung bei einem unter einer aufschiebenden Bedingung oder unter dem Vorbe-
halt des Widerrufs geschlossenen Vertrag entsteht die Gebuhr, wenn die Bedingung eingetreten
ist oder der Vertrag nicht mehr widerrufen werden kann.

(4) Bei Rechtsverhiltnissen des 6ffentlichen Rechts entsteht die Gebiihr, soweit tiber die Ansprii-
che vertraglich verfugt werden kann. Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 sind anzuwenden.

(5) Die Gebiihr entsteht nicht in Ehesachen und in Lebenspartnerschaftssachen (§ 269 Abs. 1
Nr. 1und 2 FamFG). Wird ein Vertrag, insbesondere iiber den Unterhalt, im Hinblick auf die in
Satz 1 genannten Verfahren geschlossen, bleibt der Wert dieser Verfahren bei der Berechnung
der Gebuhr auBer Betracht. In Kindschaftssachen entsteht die Gebuhr auch fir die Mitwirkung
an einer Vereinbarung, uber deren Gegenstand nicht vertraglich verfiigt werden kann. Absatz
1Satz 1ist entsprechend anzuwenden.

14 Diese Anderung wurde eingefiigt durch Beschlussempfehlung vom 25.11.2020, BT-Drs. 19/24735.



Einigungsgebiihr bis 30.9.2021:

1000 | EINIGUNGSEEDUNT ..o 1.5
(1) Die Gebuhr entsteht fir die Mitwirkung beim Abschluss eines Vertrags, durch den

1. der Streit oder die Ungewissheit tiber ein Rechtsverhaltnis beseitigt wird oder

2. die Erfillung des Anspruchs bei gleichzeitigem vorlaufigem Verzicht auf die gerichtliche
Geltendmachung und. wenn bereits ein zur Zwangsvollstreckung geeigneter Titel vorliegt,
bei gleichzeitigem vorldufigem Verzicht auf VollstreckungsmaBnahmen geregelt wird
(Zahlungsvereinbarung).

Die Gebiihr entsteht nicht, wenn sich der Vertrag ausschlieBlich auf ein Anerkenntnis oder einen
Verzicht beschrankt. Im Privatklageverfahren ist Nummer 4147 anzuwenden.

(2) Die Gebiihr entsteht auch fiir die Mitwirkung bei Vertragsverhandlungen, es sei denn, dass
diese fur den Abschluss des Vertrags im Sinne des Absatzes 1 nicht ursachlich war.

(3) Fur die Mitwirkung bei einem unter einer aufschiebenden Bedingung oder unter dem Vorbe-
halt des Widerrufs geschlossenen Vertrag entsteht die Gebuhr, wenn die Bedingung eingetreten
ist oder der Vertrag nicht mehr widerrufen werden kann.

(4) Soweit tber die Anspriiche vertraglich verfiigt werden kann, gelten die Absétze 1und 2 auch
bei Rechtsverhaltnissen des 6ffentlichen Rechts.

(5) Die Gebiihr entsteht nicht in Ehesachen und in Lebenspartnerschaftssachen (§ 269 Abs. 1
Nr. 1und 2 FamFG). Wird ein Vertrag, insbesondere tber den Unterhalt, im Hinblick auf die in
Satz 1 genannten Verfahren geschlossen, bleibt der Wert dieser Verfahren bei der Berechnung
der Gebuhr auBer Betracht. In Kindschaftssachen ist Absatz 1 Satz 1 und 2 auch fir die Mitwir-
kung an einer Vereinbarung, uber deren Gegenstand nicht vertraglich verfiigt werden kann,

entsprechend anzuwenden.

In den Nummern 1003 und 1004 wurden jeweils im
Gebihrentatbestand die Worter ,Die Gebtihren 1000
bis 1002“ durch die Worter ,,Die Gebuhr 1000 Nr. 1
sowie die Geblhren 1001 und 1002 ersetzt.

Die Einigungsgebuhr fir eine Zahlungsvereinbarung nach
Nr. 1000 Nr. 2 VV RVG wird daher ab 1.10.2021 nicht
mehr 1,5 bzw. 1,0, sondern lediglich 0,7 betragen.

Dies fuhrt zu einer deutlichen Absenkung der Einigungs-
gebuhr, wenn ein Anwalt eine Zahlungsvereinbarung
abschlieBt. Gleichzeitig hat der Gesetzgeber, wie unter
nachstehender Ziffer ausgefihrt, den Wert fiir die Eini-
gungsgeblhr angehoben.

3. § 31b RVG — Wertberechnung fiir
Zahlungsvereinbarungen

§ 3Tb Gegenstandswert bei Zahlungsvereinbarungen ab
1.10.2021:

,Ist Gegenstand der Einigung eine Zahlungsvereinbarung
(Gebiihr 1000 Nummer 2 des Vergutungsverzeichnisses),
betrégt der Gegenstandswert 50 Prozent des Anspruchs.*

15 BT-Drs. 19/20348 v. 24.6.2020 - zur Anderung des § 31b RVG, S. 62, 1. Absatz.

Fassung bis 30.9.2021:

.Ist Gegenstand einer Einigung nur eine Zahlungsvereinba-
rung (Nummer 1000 des Vergiitungsverzeichnisses), betrigt
der Gegenstandswert 20 Prozent des Anspruchs.”

Wiéhrend der urspriingliche Gesetzestext in der Fassung
bis 30.9.2021 noch das Wort ,nur® beinhaltet, fallt dies
zum 1.10.2021 mit der Neuregelung weg. Der Gesetzge-
ber begriindet den Wegfall dieses Wortes ,nur* damit,
dass er auch dann die Wertbegrenzung nach § 31b RVG
gelten lassen mochte, wenn sich die Vereinbarung nicht
auf eine Zahlungsvereinbarung beschrankt, sondern hier
auch z. B. Sicherungsabreden, ein Verzicht auf Einwen-
dungen etc. enthalt. Nach Auffassung des Gesetzgebers
erscheinen ,diese Zusatzvereinbarungen regelmapig nicht
geeignet, einen hoheren Gegenstandswert zu rechtferti-
gen“” Aus der Praxis heraus kann man zudem sagen,
dass solche Abreden auch nicht immer wirksam verein-
bart werden konnten. So enthalten viele Arbeitsvertrdge
ein Abtretungsverbot. Es erscheint daher auch fraglich,
ob fur die Aufnahme einer Gehaltsabtretung in einer
Zahlungsvereinbarung schon vor der Gesetzesanderung
der volle Wert fur die Einigungsgebiihr angesetzt wer-
den konnte.
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VI. Welche Vergiitung wird vom Schuldner mit dem ersten

Aufforderungsschreiben erstattet verlangt?

Wir unterscheiden grundsdtzlich den Vergutungsan-
spruch des Rechtsanwalts gegenlber seinem Mandan-
ten vom Erstattungsanspruch des Mandanten gegen-
iber einem erstattungspflichtigen Gegner (hier einem
Schuldner). Grundsitzlich ist nie mehr erstattungsfa-
hig, als angefallen ist. Daraus ergibt sich der folgende
Grundsatz, dass vom Schuldner nicht mehr gefordert
werden kann, als (bis dahin) angefallen ist. Wird also
gegeniiber dem Schuldner eine Inkassodienstleistung
wegen einer unbestrittenen Forderung erbracht, kann
m. E. im ersten Aufforderungsschreiben gegeniiber dem
Schuldner lediglich eine 0,5 Geschiaftsgebuhr erstattet
verlangt werden. Der Schuldner erhilt keine Rechnung
mit Rechnungsnummer, sondern eine Kostenaufstel-
lung. Dies ist daher auch unproblematisch, falls sich im

VII.
zusatzlich eines Anwalts

Der Gesetzgeber regelt in § 13f'¢ RDG die Kostenerstat-
tung bei einer sog. Doppelbeauftragung wie folgt:
,Beauftragt der Gldubiger einer Forderung mit deren Ein-
ziehung sowohl einen Inkassodienstleister als auch einen
Rechtsanwalt, so kann er die ihm dadurch entstehenden
Kosten nur bis zu der Hohe als Schaden ersetzt verlangen,
wie sie entstanden wdren, wenn er nur einen Rechtsanwalt
beauftragt hitte. Dies gilt fir alle auPergerichtlichen und
gerichtlichen Auftrdge. Die Sétze T und 2 gelten nicht, wenn
der Schuldner die Forderung erst nach der Beauftragung
eines Inkassodienstleisters bestritten hat und das Bestreiten
Anlass fur die Beauftragung eines Rechtsanwalts gegeben
hat.”

Nachgang eine hohere Geschéftsgebihr ergibt. Es bietet
sich an, in diesem Aufforderungsschreiben einen ent-
sprechenden Vorbehalt der Abrechnung einer héheren
Geschiftsgebihr mit aufzunehmen (Formulierungshilfe
ohne Gewihr):

“Diese Kosten sind fur den bisherigen Aufwand in dieser
Sache entstanden. Wir weisen ausdriicklich darauf hin,
dass die Geschéftsgebuhr bei weitergehender Tatigkeit des
Anwalts héher ausfallen kann und fur diesen Fall nachbe-
rechnet wird.*

Wichtig ist, dass ein solcher Vorbehalt aber so formuliert
wird, dass er nicht als Notigung des Schuldners ausgelegt

werden kann.

Kostenerstattung bei Beauftragung eines Inkassodienstleisters und

Mit dieser Regelung wollte der Gesetzgeber vermeiden,
dass ein Schuldner generell doppelte Kosten erstatten
muss, wenn sowohl ein Inkassodienstleister als auch ein
Rechtsanwalt beauftragt werden. Inkassodienstleister
kénnen ebenso wie der Rechtsanwalt nach RVG - wie
nachstehend dargestellt — abrechnen, vgl. dazu auch § 13e
RDG".

§ 13e RDG regelt die Erstattungsfahigkeit der Kosten von
Inkassodienstleistern:

,(1) Ein Gldubiger kann die Kosten, die ihm ein Inkasso-
dienstleister fir seine Tatigkeit berechnet hat, von seinem
Schuldner nur bis zur Hbhe der Vergiitung als Schaden
ersetzt verlangen, die einem Rechtsanwalt fir diese Tatigkeit
nach den Vorschriften des Rechtsanwaltsvergiitungsgesetzes
zustehen wiirde.

Zundchst geplant in § 13c RDG, durch Gesetz zur Férderung verbrauchergerechter Angebote im Rechtsdienstleistungsmarkt v. 10.8.2021 BGBI. | S.

3415 (Nr. 53) mit Geltung ab 1.10.2021 in § 13f RDG geregelt.
In § 13e RDG ab 1.10.2021 geregelt.



(2) Die Erstattung der Vergiitung von Inkassodienstleistern
fir die Vertretung im Zwangsvollstreckungsverfahren richtet
sich nach § 788 der Zivilprozessordnung.”

Mit der Regelung in § 13f RDG wird die Erstattung von
Doppelkosten fur die Beauftragung eines Anwalts und

VIIl. Beispielberechnungen

Beispiel 1:

Inkassodienstleisters gedeckelt. Wenn der Schuldner erst
nach Beauftragung eines Inkassodienstleisters bestritten
hat und das Bestreiten des Schuldners Anlass fur die
Beauftragung eines Rechtsanwalts gegeben hat, muss ein
Schuldner ggf. auch die Kosten fiir beide (Rechtsanwalt
und Inkassodienstleister) nach RVG erstatten.

Rechtsanwiltin K macht fur ihren Mandanten (Schonheitschirurg) eine offene Rechnung i. H. v. 2.210 Euro geltend. Der

Schuldner erhebt keine Einwendungen gegen die Forderung. Nach dem ersten Aufforderungsschreiben zahlt er den

kompletten Betrag.

Abrechnung nach neuer Rechtslage:

Gegenstandswert 2.210 €
0,5 Geschaftsgebihr, Abs. 2 Anm.

zu Nr. 2300 VV RVG € 111,00
PT-Pauschale, Nr. 7002 VV RVG € 20,00
Zwischensumme € 131,00
19 % USt, Nr. 7008 VV RVG € 24,89
Summe € 155,89

Abrechnung nach bisheriger Rechtslage:

Gegenstandswert: 2.210 €

1,3 Geschaftsgebuhr, Nr. 2300 VV RVG € 288,60
PT-Pauschale, Nr. 7002 VV RVG € 20,00
Zwischensumme € 308,60
19 % USt, Nr. 7008 VV RVG € 58,63
Summe € 367,23

Gebihrenverlust: € 211,34



Beispiel 2:

Rechtsanwiltin K macht fiir ihren Mandanten (Schonheitschirurg) eine offene Rechnung i. H. v. 2.210 Euro geltend.

Der Schuldner erhebt keine Einwendungen gegen die Forderung. Nach dem ersten Aufforderungsschreiben zahlt der

Schuldner nicht. Es muss ein Mahnbescheid und Vollstreckungsbescheid beantragt werden.

Abrechnung nach neuer Rechtslage:

1. auBergerichtliche Tatigkeit

Gegenstandswert 2.210 €
0,5 Geschaftsgebihr, Abs. 2 Anm.

zu Nr. 2300 VV RVG € 111,00
PT-Pauschale, Nr. 7002 VV RVG € 20,00
Zwischensumme € 131,00
19 % USt, Nr. 7008 VV RVG € 2489
Summe € 155,89
Abrechnung nach bisheriger Rechtslage:

1. auBergerichtliche Tatigkeit

Gegenstandswert 2.210 €

1,3 Geschéftsgebuhr, Nr. 2300 VV RVG € 288,60
PT-Pauschale, Nr. 7002 VV RVG € 20,00
Zwischensumme € 308,60
19 % USt, Nr. 7008 VV RVG € 58,63
Summe € 367,23

2. Tatigkeit im Mahnverfahren

Gegenstandswert 2.210 €

1,0 Mahnverfahrensgebiihr,

Nr. 3305 VV RVG

abzgl. Anrechnung 0,25 Geschidftsgebuhr,
Vorbem. 3 Abs. 4 VV RVG A
Zwischensumme

0,5 Verfahrensgebihr, Nr. 3308 VV RVG
PT-Pauschale, Nr. 7002 VV RVG
Zwischensumme

19 % USt, Nr. 7008 VV RVG

Summe

2. Tatigkeit im Mahnverfahren

Gegenstandswert 2.210 €

1,0 Mahnverfahrensgebiihr,

Nr. 3305 VV RVG

abzgl. Anrechnung 0,65 Geschiftsgebihr,
Vorbem. 3 Abs. 4 VV RVG A
Zwischensumme

0,5 Verfahrensgebihr, Nr. 3308 VV RVG
PT-Pauschale, Nr. 7002 VV RVG
Zwischensumme

19 % USt, Nr. 7008 VV RVG

Summe

Gebuhrenverlust:

O TOION OO ORI

O TOION OO ORI

222,00

55,50

166,50
111,00

20,00

297,50

56,53

354,03

222,00

144,30

77,70
111,00

20,00

208,70
39,65

248,35

105,68



Beispiel 3:

Rechtsanwiltin K macht fiir ihren Mandanten (Schonheitschirurg) eine offene Rechnung i. H. v. 2.210 Euro geltend.
Der Schuldner erhebt Einwendungen gegen die Forderung. Er behauptet, nach wie vor Schlupflider zu haben und ist
nicht bereit, die Forderung zu begleichen. Es folgt eine auBergerichtliche Korrespondenz mit dem Schuldner, die als
durchschnittlich zu betrachten ist.

Abrechnung nach neuer Rechtslage: Abrechnung nach bisheriger Rechtslage:
Gegenstandswert 2.210 € Gegenstandswert 2.210 €

1,3 Geschaftsgebuhr, Nr. 2300 VV RVG € 288,60 1,3 Geschéftsgebuhr, Nr. 2300 VV RVG € 288,60
PT-Pauschale, Nr. 7002 VV RVG € 20,00 PT-Pauschale, Nr. 7002 VV RVG € 20,00
Zwischensumme € 308,60 Zwischensumme € 308,60
19 % USt, Nr. 7008 VV RVG € 58,63 19 % USt, Nr. 7008 VV RVG € 58,63
Summe € 367,23 Summe € 367,23
Fazit:

Es ergeben sich bei Bestreiten der Forderung keine Anderungen zur bisherigen Rechtslage.
Beispiel 4
Rechtsanwiltin K macht fur ihren Mandanten (Schonheitschirurg) eine offene Rechnung i. H. v. 2.210 Euro geltend. Der

Schuldner bestreitet das Bestehen der Forderung nicht. Er setzt sich jedoch mit der Anwaltin in Verbindung und bittet
darum, die Forderung in zwei Raten zahlen zu dirfen.

Abrechnung nach neuer Rechtslage: Abrechnung nach bisheriger Rechtslage:
Gegenstandswert 2.210 € Gegenstandswert 2.210 €

0,5 Geschaftsgebuhr, Abs. 2 Anm. 1,3 Geschéftsgebuhr, Nr. 2300 VV RVG € 288,60
zu Nr. 2300 VV RVG € 11,00 1,5 Einigungsgebthr, Nr. 1000 Abs. 1

0,7 Einigungsgebuhr, Nr. 2 der Anm. VV RVG

Nr. 71000 Nr. 2 VV RVG aus Wert 20 % der Forderung

aus Wert 50 % der Forderung =442 €, § 31b RVG € 73,50
= 1105 €, § 31b RVG € 8890 PT-Pauschale, Nr. 7002 VV RVG € 20,00
PT-Pauschale, Nr. 7002 VV RVG € 20,00 Zwischensumme € 382710
Zwischensumme € 21990 19 % USt, Nr. 7008 VV RVG € 7260
19 % USt, Nr. 7008 VV RVG € 41,78 Summe € 454,70
Summe € 261,68

Gebuhrenverlust hier: € 193,02



Beispiel 5:

Rechtsanwiltin K macht fiir ihren Mandanten (Schonheitschirurg) eine offene Rechnung i. H. v. 2.210 Euro geltend.

Der Schuldner bestreitet das Bestehen der Forderung nicht. Er setzt sich jedoch mit der Anwaltin in Verbindung und

bittet darum, die Forderung in zehn Raten zahlen zu durfen. Die Ratenzahlungsvereinbarung muss mehrfach angepasst

werden. Die Sache stellt keinen einfachen Fall mehr dar.

Je nach Aufwand kann die Rechtsanwidltin nun zwischen einer 0,9 bis 1,3 Geschdftsgebihr abrechnen:

Abrechnung nach neuer Rechtslage:

Beispielhaft — ausgehend von einer
0,9 Geschiftsgebuhr
Gegenstandswert 2.210 €

0,9 Geschéftsgebuhr, Abs. 2 Anm.
zu Nr. 2300 VV RVG

0,7 Einigungsgebuhr, Nr. 1000
Nr. 2 VV RVG

aus Wert 50 % der Forderung

= 1105 €, § 31b RVG
PT-Pauschale, Nr. 7002 VV RVG
Zwischensumme

19 % USt, Nr. 7008 VV RVG
Summe

Beispiel 6:

(O TOINONTORNO)

199,80

88,90

20,00

308,70
58,65

367,35

Abrechnung nach bisheriger Rechtslage:

Gegenstandswert 2.210 €

1,3 Geschéftsgebuhr, Nr. 2300 VV RVG
1,5 Einigungsgebiihr, Nr. 1000 VV RVG
aus Wert 20 % der Forderung

=442 €, § 31b RVG

PT-Pauschale, Nr. 7002 VV RVG
Zwischensumme

19 % USt, Nr. 7008 VV RVG

Summe

Gebuhrenverlust hier:

€ 288,60

73,50
20,00
382,10
72,60
454,70

[ORTOIONTOINO

€ 87,35

Schuldner K zahlt eine offene Rechnung in Héhe von 43 Euro nicht. Rechtsanwiltin H fordert den Schuldner zur Zahlung

auf. Nach dem Aufforderungsschreiben wird ohne Einwendungen des Schuldners die Forderung beglichen.

Abrechnung nach neuer Rechtslage:

Gegenstandswert 43 €

(gedeckelt bis 50 €!), § 13 Abs. 2 RVG
0,5 Geschaftsgebuhr, Abs. 2 Anm.

zu Nr. 2300 VV RVG

PT-Pauschale, Nr. 7002 VV RVG
Zwischensumme

19 % USt, Nr. 7008 VV RVG

Summe

(O TOINONTORNO)

15,00

3,00

18,00
3,42

21,42

Abrechnung nach bisheriger Rechtslage:

Gegenstandswert 43 €

(Wertstufe bis 500 €), § 13 Abs. 1 RVG
1,3 Geschéftsgebuhr, Nr. 2300 VV RVG
PT-Pauschale, Nr. 7002 VV RVG
Zwischensumme

19 % USt, Nr. 7008 VV RVG

Summe

Gebuhrenverlust

63,70
12,74
76,44
14,52
90,96

LOETOION IO

€ 6954



BEISPIELBERECHNUNGEN

Beispiel 7:

Schuldner K zahlt eine offene Rechnung i. H. v. 43 Euro nicht. Rechtsanwaltin H fordert den Schuldner zur Zahlung auf.
Der Schuldner bittet darum, die Forderung in zwei Raten bezahlen zu dirfen, dies wird ihm gewahrt.

Abrechnung nach neuer Rechtslage: Abrechnung nach bisheriger Rechtslage:

Gegenstandswert 43 € Gegenstandswert 43 €

(gedeckelt bis 50 €) (Wertstufe bis 500 €)

0,5 Geschiftsgebuhr, Abs. 2 Anm. 1,3 Geschiftsgebuhr, Nr. 2300 VV RVG € 6370

zu Nr. 2300 VV RVG € 15,00 1,5 Einigungsgebihr, Nr. 1000 Abs. 1

0,7 Einigungsgebuhr, Nr. 1000 Nr. 2 der Anm. VV RVG

Nr. 2 VV RVG aus Wert 50 % der aus Wert 20 % der Forderung

Forderung = 21,50 €, § 31b RVG, =8.,60 €, § 31b RVG,

jedoch Wertgrenze 500 € € 3430 jedoch Wertstufe 500 € € 73,50

PT-Pauschale, Nr. 7002 VV RVG € 9,86 PT-Pauschale, Nr. 7002 VV RVG € 20,00

Zwischensumme € 59,16 Zwischensumme € 157,20

19 % USt, Nr. 7008 VV RVG € 11,24 19 % USt, Nr. 7008 VV RVG € 2987

Summe € 70,40 Summe € 187,07
Gebuhrenverlust: € 116,67

Lesetipp!
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IX. Darlegungs- und Informationspflichten bei Inkassodienstleistungen

§ 43d BRAO regelt Darlegungs- und Informationspflich-
ten bei Inkassodienstleistungen gegeniiber Privatperso-
nen. Dieser Paragraf wurde zum 1.11.2014 in die BRAO
eingefugt. Mit dem Gesetz zur Verbesserung des Ver-
braucherschutzes im Inkassorecht hat der Gesetzgeber
zum 1.10.2021 einige Anderungen vorgenommen, die zur
besseren Erkennbarkeit in Fettdruck dargestellt werden.

§ 43d BRAO wird ergdnzt zum 1.10.2021:

Darlegungs- und Informationspflichten

bei Inkassodienstleistungen

(1) Der Rechtsanwalt, der Inkassodienstleistungen erbringt,

muss mit der ersten Geltendmachung einer Forderung

gegeniber einer Privatperson folgende Informationen klar
und verstandlich in Textform Gbermitteln:

1. den Namen oder die Firma des Auftraggebers sowie des-
sen Anschrift, sofern nicht dargelegt wird, dass durch die
Angabe der Anschrift iberwiegende schutzwiirdige Inte-
ressen des Auftraggebers beeintrdchtigt wiirden,

2.den Forderungsgrund, bei Vertrdgen unter konkreter
Darlegung des Vertragsgegenstands und des Datums des
Vertragsschlusses, bei unerlaubten Handlungen unter Dar-
legung der Art und des Datums der Handlung,

3.wenn Zinsen geltend gemacht werden, eine Zinsberech-
nung unter Darlegung der zu verzinsenden Forderung, des
Zinssatzes und des Zeitraums, fir den die Zinsen berech-
net werden,

4.wenn ein Zinssatz iiber dem gesetzlichen Verzugszinssatz
geltend gemacht wird, einen gesonderten Hinweis hierauf
und die Angabe, auf Grund welcher Umsténde der erhohte
Zinssatz gefordert wird,

5.wenn Inkassokosten geltend gemacht werden, Angaben zu
deren Art, Hohe und Entstehungsgrund,

6.wenn mit den Inkassokosten Umsatzsteuerbetrige geltend
gemacht werden, eine Erkldrung, dass der Auftraggeber
diese Betrdge nicht als Vorsteuer abziehen kann,

7. wenn die Anschrift der Privatperson nicht vom Glau-
biger mitgeteilt, sondern anderweitig ermittelt wurde,
einen Hinweis hierauf sowie darauf, wie eventuell auf-
getretene Fehler geltend gemacht werden kénnen,

8. Bezeichnung, Anschrift und elektronische Erreichbar-
keit der fiir ihn zustindigen Rechtsanwaltskammer.
(2) Auf eine entsprechende Anfrage einer Privatperson hat
der Inkassodienstleistungen erbringende Rechtsanwalt die
folgenden ergénzenden Informationen unverziiglich in Text-

form mitzuteilen:

1. den Namen oder die Firma desjenigen, in dessen Person
die Forderung entstanden ist,

2. bei Vertrdgen die wesentlichen Umsténde des Vertrags-
schlusses.

(3) Beabsichtigt der Inkassodienstleistungen erbringende

Rechtsanwalt, mit einer Privatperson eine Stundungs-

oder Ratenzahlungsvereinbarung zu treffen, so hat er sie

zuvor in Textform auf die dadurch entstehenden Kosten

hinzuweisen.

(4) Fordert der Inkassodienstleistungen erbringende

Rechtsanwalt eine Privatperson zur Abgabe eines Schul-

danerkenntnisses auf, so hat er sie mit der Aufforderung

nach MaBgabe des Satzes 2 in Textform darauf hinzuwei-

sen, dass sie durch das Schuldanerkenntnis in der Regel

die Méglichkeit verliert, solche Einwendungen und Einre-

den gegen die anerkannte Forderung geltend zu machen,

die zum Zeitpunkt der Abgabe des Schuldanerkenntnisses

begriindet waren. Der Hinweis muss

1. deutlich machen, welche Teile der Forderung vom
Schuldanerkenntnis erfasst werden, und

2.typische Beispiele von Einwendungen und Einreden
benennen, die nicht mehr geltend gemacht werden
kénnen, wie das Nichtbestehen oder die Erfiillung oder
die Verjahrung der anerkannten Forderung.

(5) Privatperson im Sinne dieser Vorschrift ist jede natirliche

Person, gegen die eine Forderung geltend gemacht wird,

die nicht im Zusammenhang mit ihrer gewerblichen oder

selbstdndigen beruflichen Tdtigkeit steht.”

Dass kiinftig zudem Hinweise dazu erteilt werden mis-
sen, wie die Anschrift des Schuldners ermittelt wurde,
wenn diese nicht vom Gldubiger angegeben wurde, sowie
darauf hingewiesen werden soll, wie eventuell aufgetre-
tene Fehler bei der Adressermittlung geltend gemacht
werden kénnen, hangt damit zusammen, dass es hdufig



im Rahmen solcher Adressermittlungen zu Personen-
verwechselungen gekommen ist. Die Pflicht zur Angabe
der Bezeichnung, Anschrift und elektronischen Erreich-
barkeit der fir den Anwalt bzw. die Anwadltin zustdndi-
gen Rechtsanwaltskammer, schieBt m. E. jedoch tber
das Ziel hinaus und wirkt wie ein Generalverdacht auf
Unredlichkeit von Anwaélten. Ob die Kammern uber die-
se Pflichtangaben, die geradezu einladen, sich Gber den

X. Ubergangsrecht

Fur die Frage, wann die Anderungen im RVG zur Anwen-
dung kommen, ist auf § 60 RVG™ abzustellen. Es kommt
damit maBgeblich auf die unbedingte Auftragserteilung
an. Achtung: Fur § 43d BRAO kommt § 60 RVG nicht zur
Anwendung, hier ist vielmehr auf den Zeitpunkt abzu-
stellen, an dem das Aufforderungsschreiben abgesendet
wird.

Beispiel:

Rechtsanwalt Huber erhilt am 28.9.2021 den Auftrag,
dem Schuldner gegenuber eine anwaltliche Inkasso-

XI. Ausweg via Mahnbescheid?

Angesichts der strengen berufsrechtlichen Informations-
und Hinweispflichten gegenlber Privatpersonen sowie
der gravierenden Anderungen im Bereich des anwalt-
lichen Vergiitungsrechts stellt sich die Frage, ob ein
Schuldner, der sich bereits in Verzug befindet, noch via
Aufforderungsschreiben eine letzte Zahlungsfrist erhal-
ten soll oder gleich ein Mahnbescheid beantragt werden
kann. Beantragt der Rechtsanwalt einen Mahnbescheid,
entsteht eine 1,0 Verfahrensgebihr nach Nr. 3305 VV
RVG plus ggf. einer weiteren 0,5 Verfahrensgebihr
fur die Beantragung des Vollstreckungsbescheids nach
Nr. 3308 VV RVG. Die Mindestgerichtskosten belaufen
sich nach Nr. 1100 KV GKG auf eine 0,5 Verfahrensge-
bihr aus dem entsprechenden Wert, mindestens jedoch
auf 36 Euro. Die Einleitung eines Mahnverfahrens darf-

18 1. d. F. Kostenrechtsianderungsgesetz 2021 — KostRAG 2021 vom 21.12.2020, BGBI. | 2020, S. 3229.

Anwalt zu beschweren, begeistert sind, darf bezweifelt
werden. Man darf hier sicherlich von einer ,,Uberregu—
lierung® sprechen. Die erheblichen Ergdnzungen zu Hin-
weispflichten bei Abschluss von Stundungs- oder Raten-
zahlungsvereinbarungen sowie bezogen auf die Abgabe
von Schuldanerkenntnissen sind dariiber hinaus nach
meiner Auffassung in der BRAO fehl am Platz. Derartige
Regelungen waren m. E. im BGB besser aufgehoben.

dienstleistung zu erbringen und den Schuldner aufzu-
fordern, eine bisher unbestrittene Handwerkerrechnung
zu bezahlen. Der Rechtsanwalt bringt das Schreiben am
1.10.2021 zur Absendung. Fir die Anwaltsvergiitung ist
noch auf das bisherige, bis zum 30.9.2021 geltende ,alte*
Recht abzustellen, da der unbedingte Auftrag noch vor
Inkrafttreten des neuen Rechts erteilt worden ist. Fur
die anwaltlichen Berufspflichten gilt jedoch mit der Tdtig-
keit ab dem 1.10.2021 bereits die Neufassung des § 43d
BRAO.

te daher in der Regel fur den Schuldner teurer sein,
als die Versendung eines Aufforderungsschreibens. Da
der Mandant die entstehenden Kosten zu tragen hat,
sollte mit diesem auch besprochen werden, ob es noch
zu einem weiteren Aufforderungsschreiben kommen
soll, oder nicht. Sofern der Mandant die Einleitung eines
Mahnverfahrens wiinscht, weil er selbst den Schuldner
bereits mehrfach auBergerichtlich angemahnt hat und
eine weitere Mahnung durch den Rechtsanwalt wenig
erfolgsversprechend ist, kann m. E. in Abstimmung mit
dem Mandanten durchaus sogleich die Beantragung eines
Mahnbescheids erfolgen. Dies setzt natirlich voraus,
dass der Mandant den Schuldner bereits ordnungsge-
maB in Verzug gesetzt hat. Es stellt sich dabei sogar die
Frage, ob im Rahmen der Schadensminderungspflicht ein



Glaubiger nicht sogar verpflichtet sein kann, bei beste-
hendem Verzug und Ignorierung mehrerer Mahnungen
durch den Glaubiger selbst, sogleich einen Auftrag zur

Einleitung eines Mahnverfahrens zu erteilen, wenn mit
einer Zahlung auf die auBergerichtliche Mahnung eines
Anwalts nicht zu rechnen ist.

XIl. Erfolgshonorare — neu geregelt zum 1.10.2021

Die Anderungen, die zum 1.10.2021 durch das Gesetz zur
Férderung verbrauchergerechter Angebote im Rechts-
dienstleistungsmarkt vom 10. August 2021 im Bereich
der Erfolgshonorare in Kraft treten, sind nicht Gegen-
stand dieser eBroschiire. Dies liegt zum einen daran, dass
der Rahmen dieser eBroschure nicht gesprengt werden

XIll. Fazit

Wie oben dargestellt, sind die Anderungen im Gebiih-
renrecht erheblich, sodass sich Anwdltinnen und Anwal-
te friihzeitig hierauf einstellen sollten. Leider steht zu
befirchten, dass versucht wird, auch aus Bereichen auf
diesen ,Zug der geringen Kosten“ aufzuspringen, mit
denen moglicherweise zurzeit noch nicht gerechnet
wird. Wie oben dargestellt, sind einige Begriffe, insbe-
sondere bezogen auf die Geschaftsgebihr nach Abs. 2
der Anmerkung zu Nr. 2300 VV RVG sehr streitanfdllig
und provozieren eine Fille an Rechtsprechung. Es ist
bedauerlich, dass der Gesetzgeber hier vorangetrieben
und zugelassen hat, dass derartig streitanféllige Begriffe
(Inkassodienstleistung/besonders umfangreich/beson-
ders schwierig/einfacher Fall) verabschiedet werden
konnten. Diese kostenrechtlichen Regelungen sind ohne
Ausnahme auch auf Unternehmer-Schuldner anzuwen-
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soll, zum anderen auch an deren spdter Verabschiedung.
Verlag und Autorin wollten dem Leser die Anderungen
im Bereich der Abrechnung von Inkassodienstleistungen
(auBerhalb vereinbarter Vergitungen) zeitnah prasen-
tieren konnen.

den. Ob das Gesetz seinem Namen gerecht wird und
den Verbraucherschutz im Inkassorecht férdern wird,
bleibt abzuwarten. Es ist vielmehr damit zu rechnen,
dass Glaubiger kunftig bei bereits bestehendem Ver-
zug die Flucht in den Mahnbescheid antreten werden
und diese neuen Kostenregelungen vielfach klassische
Inkassodienstleister betreffen werden, die im Rahmen
von Legal Tech Masseninkasso Ubernehmen.

Angesichts des Reizes des niedrigen Gebuhrenrahmens
der Geschiftsgebuhr nach Abs. 2 der Anmerkung zu
Nr. 2300 VV RVG bleibt zudem abzuwarten, in wel-
chen Bereichen erstattungspflichtige Dritte versuchen
werden, auf diesen ,Zug“ aufzuspringen, und welche
Rechtsgebiete am Ende hiervon betroffen sein werden.
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Freie Fachinformationen

RVG-Reform 2021 kompakt: So rechnen Sie richtig ab
Alle Anderungen mit Praxisbeispielen

Die wichtigsten Anderungen und ihre Auswirkungen auf die anwaltliche
Praxis werden in der neuen Fachinfo-Broschuire , RVG-Reform 2021 kom-
pakt: So rechnen Sie richtig ab“ von RA Norbert Schneider dargestellt.

Inhalte der Fachinfo-Broschire:

B Uberblick aller Neuerungen des KostRAG 2021 im RVG, GKG, FamGKG
und JVEG

B Zahlreiche Praxisbeispiele zur Abrechnung nach neuem RVG

B Aktualisierte Geblhrentabellen
RVG-Reform 2021 kompakt:
So rechnen Sie richtig ab

Das neue KostRAG, Praxisbeispiele und aktualisierte RVG-Tabelle
2. iiberarbeitete Auflage
Hier gratis downloaden
% . Anwaltssekretariat de ADVO ASIST (g advo-spezial®

- »

Exklusiv fliir ReNos und ReFas: Die RVG-Tabelle 2021

Wertvolle Hinweise zur Berechnung des neuen Prozesskostenrisikos

Die neue Fachinfo-Broschtire ,, RVG-Tabelle fiir ReNos und ReFas” von
Rechtsfachwirtin Sabine Jungbauer liefert die wichtigsten Gebihrenta-
bellen, erlautert wesentliche Praxisbeispiele und klart auf, wie man das
Prozesskostenrisiko sicher berechnet.

Inhalte der Fachinfo-Broschure:
B Alle relevanten Gebihrentabellen

B Gebihren selbst berechnen lernen mit Berechnungsbeispielen
B Checkliste zu den Rahmengebiihren P——
B ) RVG-Tabelle 2021
B Parteiauslagen (JVEG) und Reisekosten fiir ReNos und ReFas
. Prozesskostenrisiko im Zivilprozess Sicher berechnen Hinweisen zur Berechnung des neuen Prozesskostenrisikos
E-Broschiire gr‘atis Hier Printversion ADVO ASIST  avosport JURISunn  ISAR b

downloaden bestellen

Wissen Sie schon, wie Sie im Zuge der RVG-Reform richtig abrechnen?

Gebiihrenpapst Norbert Schneider klart im RVG-Webinar iber Anderungen und Ubergangs-
regelungen auf — und zeigt anhand von Praxisbeispielen, wie Sie kiinftig richtig abrechnen.

Hier Video kaufen

|~



https://freie-fachinformationen.de/Fachinfo-Broschüren/ffi_RVG-Reform_2021_kompakt.pdf
https://mkg-online.de/2021/02/11/jetzt-als-gedruckte-broschuere-erhaeltlich-rvg-tabelle-2021/
https://freie-fachinformationen.de/Fachinfo-Broschüren/ffi_RVG-Tabelle_fuer_ReNos_und_ReFas_2021.pdf
https://www.anwaltswebinare.de/w/384868
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